
Buchst, d darf nicht vor Ablauf eines Jahres nach der öffentlichen Bekanntma­
chung an die Berechtigten übergeben werden.
(6) Soweit der Vorstand oder das im Abs. 7 genannte Gremium die Pflichten ge­
mäß den Absätzen 2 und 5 schuldhaft verletzt, sind sie gegenüber den Gläubi­
gern für den daraus entstehenden Schaden als Gesamtschuldner verantwort­
lich.
(7) Die Mitgliederversammlung kann beschließen, daß anstelle des Vorstandes 
ein anderes, mindestens aus 3 gewählten Mitgliedern bestehendes Gremium die 
Rechte und Pflichten gemäß den Absätzen 2 und 5 wahrnimmt. Der Vorstand hat 
die Eintragung dieses Gremiums im Vereinigungsregister zu beantragen.

§10
(1) Die Vereinigung verliert ihre Rechtsfähigkeit, wenn gegen sie das Verfahren 
der Gesamtvollstreckung eröffnet wird.
(2) Der Vorstand ist verpflichtet, im Falle der Überschuldung die Einleitung der 
Gesamtvollstreckung beim Gericht zu beantragen. Wird die Pflicht zur Stellung 
des Antrages schuldhaft verletzt, sind die Vorstandsmitglieder für einen dadurch 
entstandenen Schaden als Gesamtschuldner verantwortlich.
(3) Die Eröffnung der Gesamtvollstreckung ist im Vereinigungsregister einzutra­
gen.

§11
Sinkt die Mitgliederzahl der Vereinigung unter 15 oder wird von der Vereinigung, 
die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes registriert wurde, eine Erwerbstä­
tigkeit durchgeführt, ist auf Antrag des Vorstandes, und wenn ein solcher Antrag 
nicht gestellt wird, nach Anhörung des Vorstandes die Vereinigung im Vereini­
gungsregister zu löschen.

§12
(1) Das Vereinigungsregister wird bei dem für den Sitz der Vereinigung zustän­
digen Kreisgericht geführt. In Großstädten mit Stadtbezirken ist das Vereini­
gungsregister bei einem Kreisgericht zu führen.
(2) Die Registrierung und jede weitere Eintragung sind gebührenpflichtig.
(3) Die Vereinigungsregister sind öffentlich und Dritten zugänglich.

§13
Liegen die Voraussetzungen gemäß §§4 Absätze 2 und 3 sowie 5 Abs. 1 nicht 
vor, erfolgt keine Registrierung. Das gilt auch für Eintragungen über diesbezügli­
che Änderungen des Statuts. Dagegen ist die Beschwerde nach den Bestim­
mungen der Zivilprozeßordnung vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 29 S. 533) zuläs­
sig.

§14
(1) In das Vereinigungsregister sind einzutragen
a) Name und Sitz der Vereinigung,
b) Datum der Annahme des Statuts,
c) Namen der Mitglieder des Vorstandes sowie Beschränkungen ihrer Vertre­
tungsvollmacht, soweit solche im Statut festgelegt sind.
(2) Über die Registrierung einer Vereinigung ist dieser eine Urkunde auszuhän­
digen.
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